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Aktenzeichen: 2 AZR 623/89
Bundesarbeitsgericht 2. Senat Urteil vom 9. August 1990

- 2 AZR 623/89 -

I. Arbeitsgericht Teil-Urteil vom 19. Januar 1088
Mannheim - 1 Ca *196/87 -

II. Landesarbeitsgericht 
Baden-Württemberg

Urteil vom 12. Januar 1989 
- 13 Sa 32/88 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse: Nein
Für das Bundesarchiv: Nein

Entscheidungssti chwort:
Verhaltensbedingte Kündigung

Gesetz: KSchG § 1

Leitsätze:
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2 AZR 623/89
13 Sa 32/88 Baden-Württemberg Im Namen des Volkes!

Verkündet am
9. August 1990 Urteil
Noll,
Reg.-Hauptsekretärin In Sachen
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

PP-

hat der Zweite Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund 
der mündlichen Verhandlung vom 21. Juni 1990 durch den 
Vorsitzenden Richter Hillebrecht, die Richter Triebfürstv 
und Dr. Ascheid sowie die ehrenamtliche Richterin Nipperdev 
und den ehrenamtlichen Richter Roeder für Recht erkannt:
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1. Auf die Revision der Beklagten wird das 
Urteil des Landesarbeitsgerichts Baden“
Württemberg vom 12. Januar 19$9 - 13 Sa 32/88 - 
aufgehoben.>

2. Der Rechtsstreit wird zur erneuten Verband lung 
und Entscheidung, auch über die Kosten der 
Revision, an die 1. Kammer des Landesarbeitsgerichts 
zurückve rw i esen.
V o n  R e c h t s  w e g e n  !

T a t b e s t a n d  :

Die Parteien streiten um die Wirksamkeit einer ordentlichen 
Kündigung der Beklagten vom 23. September 198? zum 3". März 1938.,-

Die 1935 geborene, ledige Klägerin war seit dem 1. Mai 1965 

bei der Beklagten, einem Großbetrieb der metallverarbeitenden 
Industrie, als Sachbearbeiterin im Rechnungswesen gegen ein Ge­
halt von zuletzt 3*275,-- DM beschäftigt.

Die Beklagte ließ durch den Abteilungsleiter und direkten 

Vorgesetzten der Klägerin, Herrn B , am 18. September 1986,

27. Mai 1987 und 9* September 1987 Leistungsbeurteilungen erstel­

len. In den sich anschließenden Gesprächen wurde die Klägerin vor!" 
diesem Vorgesetzten darüber informiert, ihre Leistungen seien aus 

der Sicht der Beklagten nicht zufriedenstellend. Der weitere 
Inhalt und Ablauf der Gespräche ist zwischen den Parteien strei­
tig.

Irn März 1987 bestellte die Klägerin bei der Schreibwaren­
fabrik H unter Verwendung des Firmenstempels der Beklagten
verschiedene Waren, die von ihr auch bezahlt wurd.en. Mit den an-
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gefallenen Frachtkosten in Höhe von DM 52,60 wurde zunächst die 
Beklagte belastet, softer zahlte die Kl 3 per in diese Kosten.

Mit Schreiben vom 23. September 1987, der Klägerin am 

25. September 1987 zumSpannen, kündigte die Beklagte das Arbeits- 

Verhältnis mit der Klägerin fristgerecht zum 31. März 1988 und 

ber i e f s i ch auf fo 1 gende Gr '5 nde :

Im Rahmen eines am 1. November 1986 geführten "Mrsonalge- 

.spraches habe die Klägerin erklärt, die Verhältnisse in ihrer 

Abteilung seien mit den Zuständen unter Hitler zu vergleichen, 
denn jeder Bidersprucn würde unterdrückt, sie würde überwacht und 

bespitzelt werden. Der Leiter der Gesamtbuchhaltung Br habe

sich für das Unternehmen solche Kuferungen verbeten und der’

K1ägcrin für den Wi ederho1ungsfa11 Konsequenzen für den Fortbe- 
s ta nd de s Ar be itsve rhS 1 tn isses an g ed r oh t.

Herr Br habe dann im Juli 1987 erfahren, die.Klägerin

habe iß größeren Kreis in der Abteilung geäußert, sie werde so­

wohl irn Betrieb wie auch im Privatleben überwacht und bespitzelt 
und solle gegen Erhalt einer Abfindung aus dem Betrieb ausSchei­

der. um einen Arbeitsplatz für die Tochter von Herrn Br 

frei zu machen. Daraufhin habe Herr Br die Klägerin in
einem Gespräch am 10. Juli 1037 au fgefordert, diese unwahren 

Behauptungen zu unterla ssen und könd i gungsrech11-1 ohe Konsequenzen 

für den Uiederholungsfall angedroht.

Die Klägerin habe in einem mit den Persona1lei tern H 

und He sowie dem Betriebsrat Hei geführten Gespräch
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am 28. Juli 1987 wiederum die Betriebsatmosphüre mit den Zustän­

den wehrend der NS-Zeit verglichen. Selbst nach dem Vorhalt sei­
tens Herrn H , Hitler habe bekanntermaßen eines der grau­

samsten Regime der Weltgeschichte verkörpert, habe die Klägeri n 

den Vergleich wiederholt. Daraufhin habe Herr H erwidert,

mit solchen Äußerungen zerstöre die Klägerin das Vertrauensver­

hältnis zwischen den Parteien und darüber hinaus den Ausspruch 

einer Kündigung angedroht. Im weiteren Verlar''’ -'irr'’ nespr"ches 
habe die Klägerin Herrn H für ihre Durchb1uturuzsst Srungen

verantwort li ch gemacht, welche durch den dauernden vw-v oh i sehen 

Druck des Personalleiters H entstanden sein sollen, und be­

hauptet, sie solle entlassen werden, um Platz in Betrieb für die 

Töchter Herrn H zu schaffen.

Die Klägerin habe für die private Warenbestellung im März 

1987 unbefugt den Firmenstempel und den damit verbundenen Firmen 
narrten verwandt. Die Klägerin halbe erst nach Aufforderung die 
Frachtkosten beglichen. Sine Belastung des Firmenkontos sei erst 

nach längerer Zeit .festgestellt vrorden. Da die Kläeerin für die 

Überprüfung der Frachtrechnung auf ihre sachliche und rechne­

rische Richtigkeit zuständig sei, belaste dieses Verhalten der 

Klägerin das Vertrauensverhältnis um so mehr.

Die Leistungen der Klägerin ließen nach. Hach einer Lei - 

stungsbeurteilung am 27. Mai 1987 habe noch am selben Tag ein 
Gespräch des Abteilungsleiters Br mit der Klägerin statt­

gefunden, in welchem die Klägerin zu besserer Leistung ermahnt 

worden sei und arbeitsrechtliche Konsequenzen für den Fall in
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Aussicht gestellt worden seien, wenn die Leistungen der Klägerin 
nicht den duroiischn 1 tt 11 eben Standard erreichen würden. Die 
Klägerin habe sich jedoch uneinsichtig geneigt,, Fine Besserung 
der Leistungen sei, wie sich aus einer am 9- September 1937 
durchgeführten Leistungsbeurtei1ung ergsbe, nicht eingetreten.

Der Betriebsrat hat der Kündigung wide-sprochen.

Die Klägerin hält die Kündigung für unwirksam» Sie hat gal- 
tend gemacht, die Kündigung rechtfertirrende Gründe in ihrer 
Person oder in ihrem Verhalten lägen nicht vor. Während der 
PersonaIgespräche sei sie sehr stark erregt gewesen, sie habe sie 
Beklagte nicht diffamieren wollen. Einen Vergleich der- Betriebs- 
atmosphere mit den Zuständen während der NS-Zeit habe sie nie 
aufgestellt.

Zu den privaten Bestellungen hat sie sich auf eine angeblich 
gängige Praxis bei der Beklagten berufen. Uber die besagte Be­
stellung sei die Beklagte durch ihren Einkäufer R inrorniert
ge vre sen, den sie sell) st hiervon unterrichtet Labe. Die Fracht­
kosten habe sie erst später gezahlt, da sie davon ausgegangen 
sei, die Lieferung erfo'1 ge frei Haus.

Zu Zer Le istesgsmicderunm hat sie vermetragen, sie nabe 
20 Jahre beanstandungsf re i ihre Arbe i t erbrach t. Auch wenn d ie 
Loistungskurve ’-'ährend der Wechsel jahre "Drallen könne- so Labs 
ihre Leistung jedoch nicht unter der vergleichbarer Arbsitnenme-- 
rinnen gelegen. Die Beklagte habe zudem keine konkreten Bean™
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standungen vor ge tragen. Die Beklagte habe bei ihr- wesentlich 

häufiger Leistungsbeurteilungen erhoben als bei anderen Arbeit­

nehmern. Darin sehe sie eine Ungleic-hbehandlung. Auch sei ihr für 

die häufigen Leistungsbeurteilungen von der Beklagten kein Grund 
genannt worden. Sie habe in dem Gespräch am 28, August 1987 die 
Leistungsbeurteilung als Schikane empfunden. Dies habe zu einem 

Zustand starker Erregung geführt, in welchem, sie sich zu unbe­

dachten Äußerungen habe hinreißen lassen.

Die Klägerin hat - soweit im Revisionsverfahren noch von 

Bedeutung - beantragt

festzustellen, daß das Arbeitsverhältnis durch 
die Kündigung der Beklagten vom 23. September 
1987, zugestellt am 25. September 1 9 87, nicht 
aufgelöst worden sei.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Sie hat 
vorgetragen, die beleidigenden und ehrverletzenden Äußerungen der 

Klägerin könnten nicht mehr als Kritik verstanden werden. Sie 

hätte den Betriebsfrieden in der Abteilung Rechnungswesen nach­

haltig gestört und das Verhältnis zwischen den Vorgesetzten und 

den Mitarbeitern stark belastet.

Die Leistungsbeurteilungen seien nicht grundlos, sondern I in 

Zusammenhang mit der Gewährung von Leistungszulagen erfolgt., Auf 

der Grundlage der Anlage 2 zum .Manteltarifvertrag für Arbeiter 
und Angestellte in der Metallindustrie in Nordwürttemberg/Nordba- 

den vom 24. April 196? (im folgenden! Anlage 2 MTV) 'werde die 
Leistungszulage festgesetzt und mindestens einmal im Jahr über­

prüft. Sei nach dem Ergebnis der Überprüfung nunmehr eine gerin-
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gere Leistungszulage zu gewähren,* so könne diese erst nach einer 

Karenzzeit von drei Monaten und einer erneuten Überprüfung mit 
negativem Ergebnis gemindert werden. Aufgrund einer für die Klä­

gerin negativ verlaufenen Leistungsbeurteilung vom 18. September 

1986 seien nach der tariflichen Regelung weitere Beurteilungen 

für die Änderung der Leistungszulage erforderlich gewesen und da­

her auch am 27. Mai 1987 und 9. September 1987 erfolgt.

Das Arbeitsgericht hat nach Beweiserhebung die Klage durch 
Teilurteil abgewiesen. Gegen dieses Urteil hat die 1 nigerin Be­
rufung eingelegt. In der Berufungsverhandlung hat die Beklagte 
den Antrag auf Auflösung des Arbeitsverhältnisses gestellt und 

diesen mit den im Kündigungsschutzverfahren vorgetragenen ehr­

verletzenden Äußerungen der Klägerin gegenüber ihren Vorgesetzten 
begründet. Die Klägerin hat Zurückweisung des Auflösungsantrages 

beantragt. Das Berufungsgericht hat das Teilurteil des Arbeits­

gerichtes abgeändert und der Klage stattgegeben sowie den. Auf­
lösungsantrag der Beklagten zurückgewiesen. Mit der Revision 

verfolgt die Beklagte die Wiederherstellung des erstinstanzlichen 

Urteils. Die Klägerin bittet um Zurückweisung- der Revision.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  :

Die Revision ist begründet. 'Das angefochtene Urteil war 
aufzuheben und der Reenfcsstreit zur erneuten Verband lung und 
Entscheidung an eine andere Kammer des Landesarbeitsgerichts zu­
rückzu ve rwe isen.
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I. Das Landesarbeitsgericht hat ausgeführt, die Kündigung sei 

weder durch in der Person noch im Verhalten der Klägerin liegen­

de Gründe gerechtfertigt. Es stehe fest, daß die Klägerin im 

Verlaufe des Gespräches am 28, August 1987 die Betriebsatmosphäre 
mit den Zuständen während der NS-Zeit verglichen habe. Ebenso 

könne davon ausgegangen werden, daß ähnliche Äußerungen in einem 

Personalgepräch am 1. November 1986 gefallen seien. Nicht er­

wiesen seien entsprechende Äußerungen, die die Klägerin nach der 
Darstellung der Beklagten im Juli 1987 in einem größeren Kreis in

der Abteilung abgegeben haben soll. Die festgestell ten Äußerungen-- 
könnten möglicherweise als Vertragsverletzungen zu beurteilen 
sein. Die 'Klägerin habe indessen nicht gegenüber Dritten diffa­

mierende Kritik an der Beklagten, sondern nur gegenüber Vorge­

setzten in Personalgesprächen geäußert. Es sei nicht Aufgabe des 

Arbeitgebers, die Ehre der Vorgesetzten gegenüber sich kritisch 

äußernden Arbeitnehmern zu verteidigen, sofern nicht schützens­

werte Belange des Arbeitgebers selbst berührt seien. Das sei zu 

verneinen. Sprachliche Überschreitungen würden der plastischen 

Darstellung dienen. Auch sei wesentlich, ob der verwendete Ver­

gleich in tatsächlicher Hinsicht gänzlich verfehlt sei oder einet 
realen Kern habe. Selbst wenn die Klägerin Gebote des Umgangs 

verletzt hätte, so hätten diese Vertragsverletzungen nicht die 

Kündigung bedingt.

Die Interessenabwägung falle zugunsten der Klägerin aus. Un­

ter Berücksichtigung der Umstände, unter denen besagte Äußerungen 
gefallen seien, habe das Auflösungsinteresse der Beklagten kein 
besonderes Gewicht. Die Äußerungen seien als Reaktion auf Vorhai-
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tungen und Kritik der Beklagten an den Leistungen der Klägerin 
erfolgt. Die Klägerin habe sich bei den; Gear-räch am 10. Juli 198? 
in einem Zustand sehr hoher emotionaler Erregung befunden. Es sei 
verständlich, daß sie unter dem Eindruck des drohenden Arbeits­
platzverlustes im Gespräch mehr und mehr die Beherrschung ver­
loren habe. Unter diesen Umständen hätte das Auflösungsinteresse 
der Beklagten allenfalls dann überwiegen kennen, wenn die Kläge­
rin trotz Abmahnung in dem Wissen, den Basta* ! - • Ar be i t? Ver­
hältnisses zu gefährden, die Äußerung wiederholt hätte. Eine 
Abmahnung sei jedoch nicht erfolgt. Diese könne nur won der für 
personelle. Angelegenheiten zuständigen betrieblichen Stelle aus­
gesprochen werden. Dies seien bei der Beklagten nicht die; Ab- 
t e11un g s1e i t e r, sondern die Persona11e it un g. D i e Ank ü nd i g u n g von 
-Maßnahmen für den Wiederholungsfall durch den Abteilungsleifcer 
Br seien nicht als Abmahnung zu werten. Sie habe nur den
Charakter eines Hinweises.

Der auf die Äußerungen der Klägerin, sie solle einen Ar­
beitsplatz für die Töchter der Herren H und Br frei
machen, gestützte Vorwurf trage dis Kündigung nicht. Zum einen 
sei der Vortrag nicht hinreichend substantiiert. Zürn anderen 
überwiege das ErnaItungsinte resse der Klägerin.

Ebenso nabe die ~eklagta hirsioht1iob des Vorwurfs der un­
befugten Warenbestellung und des Betrugsversuches nicht hin­
reichend vorgetragen. Ein versuchter Betrug wäre .allenfalls dann 
in Betracht gekommen, wenn die Klägerin vom Entstehen von Fracht­
kosten gewußt hätte. Die Behauptung der Klägerin, sie sei von der
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■i n

Lieferung frei Haus ausgegangen, hätte die Beklagte widerlegen 

müssen.

Auoh die 00 sBintwürd iung rs-chtforti g9 dis Künd 1 gung nI.■ cht • 

Die der Klägerin vorgeworfenen Äußerungen in den einzelnen Ge­
sprächen seien inhaltlich ähnlich und auch unter vergleichbaren 

äußeren Umständen gefallen.

Auch zum Auflösungsantrag fehle hinreichender Vortrag der 

Beklagten zur zukünftigen Entwicklung des Arbeitsverhältnissesf 
Die fest gestellten Äußerungen der Klägerin seien quantitativ unc 

qualitativ zu dürftig, den notwendigen Schluß auf eine künftige 

Entwicklung des Vertragsverhältnisses zu gestatten. Die Äuße­

rungen der Klägerin im November 1986 und Juli 198? seien in eine 

Situation starker emotionaler Erregung der Klägerin gefallen. Di 

Beklagte habe keine Tatsachen vorgetragen, aus denen sich eine 

ähnliche Reaktionsweise der Klägerin auch in streß- und be­

lastungsfreien Situationen ergebe.

II. Den Ausführungen des Landesarbeitsgerichtes kann weder im 

Ergebnis noch in der Begründung gefolgt werden. Sie berücksich­

tigen weder ausreichend den Sach- und Streitstand noch die
Rechtslage.

1. Bei der Frage der Sozialwidrigkeit einer Kündigung (§ 1 

Abs. 2 KSchG) handelt es sich um die Anwendung eines unbestimmt« 

Rechtsbegriffs, die vorn Revisionsgericht nur daraufhin überprüfl 

werden kann, ob das angefochtene Urteil den Rechtsbegriff selbsl
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verkannt hat, ob es bei der Unterordnung des Sachverhaltes unter 
die Rechtsnorm des § 1 KSchG Denkgesetze oder allgemeine Erfah­

rungssätze verletzt hat, ob es bei der gebotenen Interessenabwä­

gung, bei der dem Tatsachenrichter ein Beurteilungssnielraum zu­
steht, alle wesentlichen Umstände berücksichtigt hat und:ob es in 
sich widerspruchsfrei ist (ständige Rechtsprechung des Bundes­
arbeitsgerichts : vgl. BAGE 1, 99 = AP Nr. 5 zu'§ 1 KSchG; BAGE 

45, 146, 151 = AP Nr. 14 zu 9 1 KSchG 1969 Krankheit, zu B I 
der Gründe).

2. Auch diesem eingeschränkten Prüfungsmaßstab hält das ange- 
fochtene Urteil nicht stand. Nach 9 1 Abs. 2 KSchG ist die or­

dentliche Kündigung u. a. nur sozial gerechtfertigt und damit 

rechtswirksam, wenn sie durch Gründe, die in der Person oder in 

dem Verhalten des Arbeitnehmers liegen, bedingt ist. Die'Fortset­

zung des Arbeitsverhältnises muß also durch objektive Umstände, 

die Ein-stellung oder das Verhalten des Gekündigten, im Leistungs­
bereich, im Bereich der betrieblichen Verbundenheit, im Ver­

trauensbereich der Vertragsparteien oder im Unternehmehsbereich 

beeinträchtigt sein (Urteil des BAG vom 20. September 1984 

- 2 AZR 233/8? - AP Nr. 13 zu § 1 KSchG 1969 Verhaltensbedingt*

Kündigung, zu II 1 der 
Schnorr von Carolsfeld, 

und 3 zu § 1 KSchG 1969 
§ 626 BGB Rz. 89; Weller

Gründe; vgl. Herschel, Festschrift für 

1972, S. 170 f. ; ders. Anm. zu -AP- Nr. 

Krankheit; KR-Hi Ile brecht-, 3. Auf 1. ,
, Das Arbeitsrecht der Gegenwart, 1982,

2

Bd. 20, S. 77, 80, 81).

Zutreffend hat das Berufungsgericht geprüft, ob jeder ein­

zelne der von der Beklagten vorgetragenen Kündigungsgründe für 

sich betrachtet zur sozialen Rechtfertigung der Kündigung geei».
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net ist.
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Bei einer Kündigung, die auf mehrere gleichartige Gründe 

gestützt wird, ist zunächst zu prüfen, ob jeder Sachverhalt für 

sich allein geeignet ist, die Kündigung zu begründen (BAG Urteile 

vorn 4. August 1955 - 2 AZR 88/54 - AP Mr. 3 zu § 626 BGB; von?

22. Juli 1982 - 2 AZR 30/81 - AP Nr. 5 zu ? 1 KSchG 1969 Verhal­

tensbedingte Kündigung, zu III 3 der Gründe; KR-Becker, 3• Auf!., 

§ 1 KSchG Rz 179 f.). Erst wenn die isolierte Betrachtungsweise 

nicht bereits zur Sozialwidrigkeit der Kündigung führt, ist im 
Wege einer einheitlichen Betrachtungsweise zu prüfen, ob die 
einzelnen Kündigungsgründe in ihrer Gesamtheit Umstände dar­

stellen , die bei verständiger Würdigung in Abwägung der Interes­

sen der Vertragsparteien und des Betriebes die Kündigung als 

billigenswert und angemessen erscheinen lassen (BAG, aaO; 

KR-Becker, aaO; a.A. Meisel, Anm. zu BAG AP Nr. 12 zu ? 1 KSchG 

1969 Betriebsbedingte Kündigung, Abschn. 9; Rüthers/Henssler,
ZfA 1988, 31 ff» für den vorliegend nicht einschlägigen Fall der 

Addition mehrerer selbständiger Kündigungsgründe - z. B. Ver­
haltens- und betriebsbedingte Gründe).

a) Dem Berufungsgericht ist darin zu folgen, der Kündigungs­

vorwurf der Beklagten, der von der Klägerin angestellte Vergleich 

der Betriebsatmosphäre mit der NS-Zeit stelle eine Ehrverletzung 

dar, sei der Gruppe der verhaltensbedingten Kündigungsgründe zu-

z uor d n en .

Ehrverletzende Äußerungen stellen regelmäßig einen im Ver-
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halten des Arbeitnehmers liegenden .Grund im Sinne des. 1 1 Abs. 2 
Satz 1 KSchG dar. In der früheren anbeitsreeh11 ichen Gesetzgebung:
(vgl. §g 123 Abs, 1 Nr. 5 und 133 c Abs. 1 Mr. 5 GewO; 3 72
Abs. 1 Nr. 4 HOB) gaben grobe' Bel e i d igungen des Arbeitgebers oder
dessen Vertreters dem Arbeitgeber ein Recht cur auferord ent 1i ch en
Kündigung. Da es sich bei den gesetzt:: ein erv’ühntsn Tatbeständen 
nur um besondere Frscheinungsforrren des nirnnwen Grundes han­
delt, hat sich an dieser Rechts! -: ; • ■ " v - s
ersten Arbe itsrechtsbereinigungsgeset7.es vom 14 . Aun:’et 1969 
(BGBl I, S. 1105) nichts geändert. Eine grobe Beleidigung des 
Arbeitgebers oder dessen Vertreter, die nach Form- oder Inhalt 
eine erhebliche Ehrverletzung für den Betroffenen, bedeuten, 
stellt grundsätzlich einen wichtigen Grund im Sinne des 3 625 
Abs. 1 BGB dar (vgl. RAGE 29? 19b ~ AP Nr, 5 zu 61 1 .Rop
schäftigungspf11ch t; BAG Urteil vom 23. Val 1085 - 2 AZF 290/04 - 
n,v.: KH-Hillebrecht, 3. AuH.., 5 626 BGB Hz 62). In minder­
schweren Fällen kann dagegen eine ordentliche Kündigung in Be­
tracht kommen. Dabei ist nicht entscheiden auf die strafrecht­
liche Hortung, sondern darauf abzustellen,, wie stark das Ar­
beit sverhältni s durch die verletzenden Äußerungen belastet ist 
(KR-Becker, 3- Auf 1 . , 8 1 .KSchG Rz 265 ), Vit gegen der; Arbeit- 
g e' V ’ 1-. 1 ̂  v. r . r i , t •
verletzt der Arbeitnehraer zudem arbeitsvertragliche Neben.pH i ch- 
t - ' > 1 : L " i . ' Vl', •' ■ ‘ r- 1' ;e. . ’ r •_ _

be itnenrner betreff en .

aa) Das Landesarbeitsgericht hat oh.ne Rechtsfehler fest geste 111.
die Klägerin habe am 28. August Iff? in dem mit den Personal-

und He ge­leitern R sovi e Betriebsrat Hei.
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führten Gespräch und am 5. November 1986 gegenüber Abteilungs­
leitern geäußert, die Betriebsatmosphäre bei der Beklagten sei 
vergleichbar mit Zuständen während des Hitler-Regimes, man werde 

dort bespitzelt und unterdrückt. Soweit es den Vortrag der 

Beklagten für unerheblich erachtet hat, die Klägerin habe 

entsprechende Äußerungen im größeren Kollogenkreis in ihrer 

Abteilung im Juli 198? abgegeben, da dieser Vortrag hinsichtlich 
Ort, Zeit, genauem Inhalt und näheren Umständen .Jeht hinreichen'' 
substantiiert sei, hat es den Inha11 der Verhand1ungen nicht 

vollständig berücksichtigt und zudem unter Zugrundelegung seiner . 

Recht sauffassung gegen 9 27 8 Abs. 3 ZPO verstoßen.

Pie Beklagte hatte im Schriftsatz vom 27. November 1987 

vorgetragen, im Juli 1987 habe der Abteilungsleiter Br er­

fahren, die Klägerin habe in dem größeren Kreis der Abteilung

wiederum geäußert, sie werde in der Firma und auch in ilr-er ori.

vaten Sphäre überwacht und bespitzelt. Herr Pr habe die

Klägerin am 10. Juli 1987 aufgefordert, diese beleidigenden und 
unwahren Tatsachenbehauptungen zu unterlassen und nabe ihr kün-

fdi gungsrechtliche Konsequenzen angedroht * Die Klägerin hatte 

hierauf weder irn Schriftsatz vom 18. Dezember 10BT noch softer 

erwidert* Der als Zeuge vernommene Angestellte Br hatte in

seiner Gesamtaussage dazu bekundet ? ihm sei zugetragen worden * 
da£ die Klägerin in der Abteilung geäußert haben solle, sie werde 

in der Firma und auch in ihrer privaten Sphäre überwacht und 

Pespitzeiz . Sie solle weiter behauptet haben ? sie solle deshalb 

aus dem Unternehmen der Beklagten ausscheiden, um für seine 

locates einen Arbeitsplatz frei zu machen. Aus diesem Grunde habe
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er die Klägerin zu einem weiteren Personalgespräch gebeten. An 
diesem habe auch wiederum der direkte Vorgesetzte, der Klägerin 
B teilgenommen. Er habe die Klägerin mit diesen Vorwürfen
konfrontiert. Sie habe diese nicht bestritten, sondern auf der 
Richtigkeit dieser Vorwürfe beharrt. Sie habe also ausdrücklich 
zugegeben, solche Äußerungen in der Abteilung getan zu haben. Er 

habe der Klägerin bei dieser Gelegenheit zum Ausdruck gebracht, 
daß dieser Vorgang Konsequenzen nach sich ziehen ’/erde und es so 
nicht vre ite rgehen könne.

Das Arbeitsgericht hat in seinem erst Instanzli eben Urteil 
dazu ausgeführt, nachdem die Klägerin in der Abteilung Rech­
nungswesen geäußert hätte, sie werde in der Firma und .auch in 
ihrer privaten Sphäre überwacht und bespitzelt, was die Klägerin
sowohl, gegenüber dem Leiter des Rechnungswesens einräume, wie 

auch in der mündlichen Verhandlung nicht bestritten habe, sei sie 
erneut auf die Konsequenzen ihres Verhaltens hingewiesen worden.

Die Klägerin, ist in der Rerufungsschrift hierauf nicht ein­
gegangen. Der Vortrag der Beklagten zu diesem Komplex war daher 
unstreitig. Er war auch rechtlich erheblich. Der Inhalt der 
Äußerungen der- Klägerin steht fest. Ebenso der Umstand ,• daß sie 
in ihrer Abteilung gefallen sind. Wieso genauere Orts- und 
Zeitangaben nier rechtlich von. Bedeutung sein könnten, ist un­
erfindlich. Da die Klägerin den Vortrag nicht bestritten hatte, 
war die Beklagte zu einem genaueren Vor trag nicht gehalten.

'Die gleichen Erwägungen gelten für die Behauptungen der

- 16
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Klägerin, ihr solle aus sachfremden Motiven gekündigt werden. Die 

Beklagte hatte hierzu im Schriftsatz vorn ?7. November 19^7 gel­
tend gemacht, die Klägerin habe behauptet, sie solle aus dem 

Unternehmen der Beklagten deshalb ausscheiden und ein Abfindungs­

gebot erhalten, um für die Tochter des Herrn Br einen

Arbeitsplatz frei zu machen. Herr Br habe die Klägerin da­

rauf hingewiesen, daß seine Tochter erst 15 Jahre alt sei und 

noch mindestens vier Jahre die Schul e besuchen werde, nie Klä­

gerin hatte auch hierzu weder im Schriftsatz vom 18, Dezember 

1987 noch später eine Stellungnahme abgegeben. Diese inhaltlich 

konkretisierten Behauptungen sind beleidigend und unterstellen, 
daß aus sacnfremden Erwägungen heraus die Kündigung ihres Ar­

beit s Verhältnisses ins Auge gefaßt wird. Das Landesarbeitsgericht 

hätte sie daher in seine Erwägungen einbeziehen müssen.

bb) Das Berufungsgericht hat im Rahmen der Interessenabwägung 

angenommen, das Auflösungsinteresse der Beklagten vre gen der 
fraglichen Äußerungen hätte allenfalls dann überwiegen können, 

wenn die Klägerin trotz förmlicher Abmahnung in dem w issen, daß

sie damit den Bestand des Arbeitsverhältnisses gefährdete, diese

wied erho11 hä t te

Abmahnung könne 

s pro oben werden, 
Dl ese r Würd igung

; eine solche liege aber nicht vor, denn eine 
nur von derjenigen betrieb 1 ichen Ste 11 e ausge- 
die für personelle Maßnahmen zuständig sei. 
kann nicht gefolgt werden.

In Anbetracht der Art und Schwere der Äußerungen der

Klägerin war 

punkt erford

eine Abmahnung unter keinem rechtlichen Gesichts- 
erlich. Es ist daher auch nicht entscheidungserheb-
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lieh, ob im vorliegenden Fall eine ’’abmahnungsberechtigte Person" 

eine solche ausgesprochen hat.

Wach ständiger Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichtes ist 

bei Störungen im Leistungsbereich regelmäßig vor Ausspruch einer 

Kündigung eine vergebliche Abmahnung mit ausreichender Warnfunk­
tion erforderlich (BAG Urteile vom 18. Januar 1980 - 7 AZR 

7 5 /7 8 - AP Nr. 3 zu § 1 KSchG 1969 Verhalt en'-'vec : -'--be Kündigung; 

9. August 1984 - 2 AZR 400/83 - AP Nr. 12 zu 6 i /SchG 196Q Ver­

haltensbedingte Kündigung, zu III 1 a der Gründe; BAGS 46, 1 62, 

170 = AP Nr. 8 zu § 1 KSchG 1969, zu II 5 a der Gründe), was ins­
besondere auch für verhaltensbedingte Gründe mit Auswirkungen im 

Leistungsbereich gilt (BAG Urteil vom 9. August 1984, aaO;

KR-Hillebrecht, aaO, § 626 BGB- Rz 109). Bei einem Fehlverhalten 

im Vertrauensbereich bedarf es dann einer vorherigen erfolglosen 

Abmahnung, wenn der Arbeitnehmer mit vertretbaren Gründen an­
nehmen konnte, sein Verhalten sei nicht vertragswidrig oder werde 
vom Arbeitgeber zumindest nicht als ein erhebliches, den Bestand 

des ArbeitsVerhältnisses gefährdendes Fehlverhalten angesehen 
(BAG Urteil vom 30. Juni 1983 - 2 AZR 524/81 - AP Nr. 15 zu 

Art. 140 GG, zu A IV 1 der Gründe). Das war vorliegend nicht der 

Fall.

cc) Die von der Klägerin angesteIlten vergleiche haben ehrver­
letzenden Charakter und sind als Störungen im Vertrauensbereich 

zu bewerten. Umstände, aus denen die Klägerin berechtigterweise 

hätte schließen können, die Beklagte sehe in ihren Äußerungen 

kein bestandsgefährdendes Verhalten, hat die Klägerin nicht auf- 

gezeigt. Die Klägerin mußte vielmehr im Gegenteil nach den F.r-
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k18rungen Brückners annehmen, im Wiederholungsfall müsse sie mit 

kündigungsrechtlichen Konsequenzen rechnen, wobei es dahinge­

stellt bleiben kann, ob Br abmahnungsberechtigt war oder

nicht. Auch ohne den Hinweis Br mußte die Klägerin aus

ihrer Sicht den Bestand des Arbeitsverhältnisses als gefährdet 
ansehen. Die Klägerin ist 1985 geboren und hat zumindest als Kind 

das Ende des Naziregimes und die Nachkriegszeit noch voll mit­

er lebt. Dieser Umstand schließt es aus, die Äußerungen der Klä­

gerin als rechtlich nicht relevant zu beurteilen.

b) Die Ausführungen des Landesarbeitsgerichts hinsichtlich der 
Warenbestellung der Klägerin erschöpfen den Sach- und Streitstand 

ebenfalls nicht. Das Landesarbeitsgericht hat nicht zwischen der 

von der Beklagten behaupteten Vertragswidrigkeit als solcher und 

einer damit u. U. noch verbundenen Betrugsabsicht der Klägerin 

hinreichend getrennt. Daß ein Bediensteter einer Firma unter dem 

Namen und unter Benutzung eines Stempels der Firma Waren für sich 

bestellt, ist an sich durch das Arbeitsverhältnis nicht gedeckt. 

Ob allerdings der auf die Warenbestellung gestützte Vorwurf der 

Beklagten die Kündigung rechtfertigt, kann noch nicht abschlies­
send entschieden werden. Die Beklagte hat sich zum einen auf das 

unbefugte Benutzen des Firmenstempels und damit verbunden des 

Firmennamens bei der Bestellung berufen. Die unberechtigte Ver­

wendung des Firmenstempels und -namens ist am sich geeignet, das 

Vertrauensverhältnis zwischen Arbeitnehmer und Arbeitgeber zu 

beeinträchtigen. Wenn die Klägerin sich darauf beruft, ein Herr 

Resch, dessen Funktion im Betrieb bisher im Prozeß nicht klarge­
stellt ist, habe ihr dies erlaubt, so ist dem nachzugehen. Hat

-  19 -
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die Klägerin hier eigenmächtigt gehandelt, so liegt schon ein 

Arbeitsvertragsverstoß vor. Unabhängig davon könnte die Klägerin 

mit ihrem Verhalten noch versucht haben, sich auf Kosten der 

Firma zu bereichern. Insoweit treffen die Ausführungen des Lan­

desarbeitsgerichts zu, der Klägerin sei nicht nachgewiesen, sie 
habe angenommen, die Lieferung erfolge frei Haus. Fs wäre Sache 

der Beklagten, diese Behauptung der Klägerin substantiiert zu 

widerlegen.

3. Über den hilfsweise gestellten Auflösungsantrag der Beklag­

ten nach § 9 Abs. 1 Satz 2 KSchG ist in der Revision nicht zu 

befinden, da über die Sozialwidrigkeit der Kündigung noch keine 

abschließende Entscheidung gefällt werden kann.

4. Das Landesarbeitsgericht wird daher die Frage der Sozial­

widrigkeit der Kündigung unter Berücksichtigung der Ausführun­

gen des Revisionsgerichts erneut zu beurteilen haben.

Hillebrecht Triebfürst Dr. Ascheid

Nipperdey Boeder
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